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Einzahlungsschein Heftmitte

Todesanzeige
Schweiz, Freitag den 16. 12. 2016

Mit Bestürzung mussten alle Stimmbürger 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft den

Tod 
der Demokratie und des Volkswillens

hinnehmen.

Die Totengräber der Demokratie brachen sich beim Kniefall 
vor der EU ihr Rückgrat, ihren Stolz und Ehre.

Das Versprechen der bankrotten EU und die Drohungen europäischen 
Liebesentzugs liessen die Parlamentarier ihre demokratische Aufgabe, 

die Schweiz zu verteidigen und das Land zu schützen, 
im Nirvana des Utilitarismus verschwinden. 

Der Eigennutz stand vor den Interessen und dem erklärten Willen  
des Volkes.

Unsere Angestellten, der Bundesrat und das Parlament, 
haben der EU und den EU-Kommissionen ab sofort 

ein Mitspracherecht bei der 
Umsetzung der Schweizerischen Bundesverfassung eingeräumt!

Wir wurden von unseren Parlamentariern und dem Bundesrat 
an EU und NATO verkauft.

Die Trauergemeinde: 
Freie Denker, überzeugte Demokraten, der liberale Geist, die Solidarität, 

der Wehrwille und die Selbstbestimmung. 
Die Wähler, die an die Schweizer Demokratie glauben.

Trauerfeier: Entfällt mangels Interesse
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24 Jahre EU/EWR-Nein – souverän in die Zukunft
Von Werner Gartenmann  

AUNS Geschäftsführer, 3006 Bern

1992: wenigstens ehrlich
2016: demokratisches  
Gruselkabinett
Vor 24 Jahren haben Volk und Stände den Bei-
tritt zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
abgelehnt. Bei einer Stimmbeteiligung von über 
78 % hat sich das Schweizer Volk für einen ei-
genständigen, nicht von der EU diktierten Weg 
in Europa entschieden. Ohne die AUNS wäre 
dieser richtungsweisende Volksentscheid nicht 
möglich gewesen. 1992 war die Classe poli-
tique wenigstens noch ehrlich und bezeichnete 
den EWR als Trainingslager beziehungswei-
se Voretappe zum EU-Beitritt. Heute lügt man 
sich durch die Medienwelt und behauptet, der 
EU-Beitritt sei kein Thema, gleichzeitig treibt 
man die EU-Anbindung der Schweiz mit hohem 
Tempo voran.

Die Europäische Union befindet sich in einer 
schwerwiegenden Krise. Mit ideologischer Stur-
heit schadet die EU-Elite der Wettbewerbsfähig-
keit, dem Wohlstand und der sozialen Stabilität 
Europas. Nach 24 Jahren bestätigt sich, wovor 
die AUNS immer gewarnt hat. Deshalb war es 
richtig, mit aller Kraft den EU-Beitritt zu ver-
hindern. 
Für 2017 bereitet die AUNS ein vielseitiges 
Aktionsprogramm «25 Jahre EWR-Nein – sou-
verän in die Zukunft» vor.

Direkte Demokratie wird an die 
Wand gefahren
In Bundesbern ist zusehends ein demokra-
tisches Gruselkabinett am Werk. Demokratisch 
gefällte Entscheide werden mit Unterstützung 
der EU-Turbos aus der Bundesverwaltung als 
Nullnummern entsorgt. Die Angst vor den EU-
Technokraten und fremden Richtern vernebelt 

der Politik den Blick auf eine eigenständige, 
souveräne Schweiz. Den Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern gaukeln Wirtschaftsverbän-
de vor, die EU kündige die Bilateralen, falls die 
Schweiz die Zuwanderung wieder eigenständig 
steuern will, so wie es die Bundesverfassung 
seit knapp drei Jahren wieder verlangt. Lügen 
gehören in der Zwischenzeit zum Standard-
Wortschatz der EU-Turbos. Denn in Tat und 
Wahrheit könnten – wenn überhaupt – nur die 
Bilateralen I unter Druck geraten. Und diese 
garantieren den Zugang der Schweiz zum EU-
Binnenmarkt nicht. 

Super-EWR droht
Die EU will, dass die Schweiz bestehende und 
neue EU-Gesetze automatisch übernimmt. Da-
bei bestimmen EU-Richter, was die Schweiz 
zu tun hat. Wenn die Schweiz nicht spurt, dro-
hen ihr Schikanen und sogar Strafaktionen. Das 
Ganze wird in ein sogenanntes «institutionelles 
Rahmenabkommen» verpackt, das die Schweiz 
folgenschwer an die EU anbindet.

Staatsstreich auf Raten
Die EU will so die Schweiz an ihre Institu-
tionen anbinden. Konkret: Die EU-Kommission 
in Brüssel und die EU-Richter in Luxemburg 
sagen, wo es langgeht. Unsere weltweit bewun-
derte direkte Demokratie landet im Museum. 
Denn das EU-Gesetz muss ohne Mitbestimmung 
von der Schweiz übernommen werden.

Unehrlich, intransparent
Bundesbern verschleiert: Der EU-Beitritt sei ja 
gar kein Thema mehr. Mit einem Anbindungs-
Abkommen erneuere man nur den bilateralen 
Weg. Das tönt verführerisch. Aber in Tat und 
Wahrheit geht es um das Ende der bilateralen 
Beziehungen zwischen gleichberechtigten Part-
nern. Denn künftig befiehlt die EU, die Schweiz 
gehorcht.

Bilateraler Weg wird verunmöglicht
Die eigenständige und neutrale Schweiz hat ihre 
Interessen seit Jahrhunderten weltweit mit zwei-
seitigen – bilateralen – Abkommen abgesichert. 
Was die EU jetzt fordert, zerstört die bewährte 
eidgenössische Aussen- und Handelspolitik. Das 
Schweizer Volk und die Kantone verlieren ihre 
Mitbestimmung. Sogar für die Schweiz schlech-
te Abkommen wie die Personenfreizügigkeit 
könnten nicht mehr in Frage gestellt werden. 
Denn die EU-Richter befehlen, die Abkommen 
wortwörtlich nach EU-Gesetz umzusetzen.

Das Volk trägt die Folgen
Wenn Brüssel einseitig die Bedingungen dik-
tiert, wird die Schweiz zur Kolonie. Und das 
heisst:
•  Schweigen und gehorchen.
•  Unsinnige EU-Gesetze übernehmen. 
•  Unserer Wettbewerbsfähigkeit und unseren Ar-

beitsplätzen Schaden zufügen. 
•  Unseren Wohlstand der unkontrollierten EU-

Einwanderung opfern. 
•  Unsere Sicherheit und Stabilität den EU-Tech-

nokraten überlassen. 
•  Umwelt- und Tierschutz verkümmern lassen. 
•  Noch mehr in das EU-Fass ohne Boden zahlen. 
•  Entwaffnung der Bürgerinnen und Bürger.

Klar unschweizerisch
Verhandlungen finden hinter geschlossenen Tü-
ren statt. Wortspiele vernebeln die Wahrheit. 
Bundesbern und Brüssel betreiben taktische 
Spielchen: Wann soll die Volksabstimmung 
darüber stattfinden? Soll überhaupt eine Ab-
stimmung durchgeführt werden? Und warum 
verweigert Bundesbern die demokratische Aus-
einandersetzung und veröffentlicht das Abkom-
men nicht? Das Ganze ist unschweizerisch.  

Deshalb: EU-Anbindung auf keinen 
Fall!

Frauenstimmrecht «light»?
Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern 

Das JA von Volk und Ständen zur Massen-
einwanderungsinitiative, nunmehr als Arti-
kel 121a in unserer Bundesverfassung festge-
schrieben, soll nur «light» umgesetzt werden. 
Da drängt sich ein Vergleich auf: Was wäre 
denn nach 1971 geschehen, wenn das damals 
ebenso von Volk und Ständen beschlossene 
Frauenstimmrecht nur «light» hätte einge-
führt werden sollen? 

Zur Erinnerung: Am 7.2.1971 wurde in der 
Schweiz durch eine eidgenössische Abstimmung 
das Frauenstimmrecht auf Bundesebene ein-
geführt. Dies, nachdem es in früheren Jahren 
vehement bekämpft worden war: So scheiterte 
es am 1.2.1959 klar am Volks- und Ständemehr. 
Anders gefragt: Was wäre geschehen, wenn 
damals die Diskussionen in Bundesrat und 

Parlament, und die darauf folgende Entscheid-
findung wie folgt verlaufen wären:

Die Rechte: Das Frauenstimmrecht ist klar be-
schlossen worden. Der Volkswille muss buchsta-
bengetreu umgesetzt werden, und zwar subito. 
Die «Mitte» (Teil 1): Wir müssen aufgrund 
des Volksentscheids nolens volens das Frauen-
stimmrecht wohl oder übel einführen. Zumin-
dest pro forma. Wir könnten die Umsetzung aber 
«light» gestalten. Uns schwebt vor, den Frauen 
das Stimmrecht zwar zuzugestehen, aber nur den 
über 100jährigen. So bliebe der Schein gewahrt.
Die «Mitte» (Teil 2): Oioioi, das könnte schief 
gehen beim Volk. Wir schlagen einen Kompro-
miss «light+» vor: Frauenstimmrecht ja, aber 
nicht erst ab 100, sondern bereits ab 95.
Bundesberns Politiker einigen sich mehrheit-
lich auf diesen Kompromissvorschlag, der aber 
doch einigen zu zweifeln gibt, ob diese Lösung 

demokratisch gut gehen kann. Es wird weiter 
hin- und herdiskutiert.

Die Linke: Wäre es letzten Endes nicht viel 
besser, den Volksentscheid von 1971 durch einen 
neuerlichen Volksentscheid in schon nur in ein 
paar Monaten rückgängig zu machen zu versu-
chen? Es gibt doch dazu eine «Rafa»-Initiative 
(Raus aus dem Frauenstimmrecht). 
Die Mitte (Teil 1 und 2): Und Ihr von der 
Rechten könnt ja das Referendum ergreifen ge-
gen unsere hervorragende 95er-Lösung für die 
Umsetzung des Megaproblems mit dem Frau-
enstimmrecht. 
Die Rechte: Ja klar, das wäre überhaupt kein 
Problem, das kriegen wir locker hin, aber was 
würde es nützen? Dann wären wir wieder am 
Status quo angelangt: Überhaupt keine Umset-
zung des Volksbeschlusses, also kein Frauen-
stimmrecht. 

Merken Sie eine gewisse Ähnlichkeit zur Um-
setzung der Masseneinwanderungsinitiative?
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Von  
Erich Hess,  
Präsident Junge 
SVP Kanton Bern, 
Nationalrat und 
Stadtrat

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 4/16
Die Frage war: Wie heisst dieser Ort?

Auflösung: 

Es gingen sehr viele falsche Lösungen ein, die 
Fragestellung war offensichtlich sehr knifflig. Der 
gesuchte Ort hiess Kaiserstuhl/AG.

Die glücklichen Gewinner sind:

E. Traub-Rinderknecht, Stetten / Simon  
Zeppelin Brunner, Kloten / Markus Pandiani, 
Rüti / Claude Haenggeli, Bern / Hans Peter  
Amsler, Neuhausen am Rheinfall sowie  
Ignazius Schmid, Herznach

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

Bild: Lubomir T. Winnik

Mancher würde sich fragen, warum der Da-
ckel, der hinter der Tür heraus auf den Zu-
schauer «lauert» blau ist? Eine fixe Idee des 
Malenden? Wohl kaum. Es ging nun nicht um 
Originalität, sondern ums Symbolische, da 
mein Napoleon, der über 16 Jahre lang mich 
begleitet hatte, ein blaublütiger Hund war. Auf 
meinen Mal-«Feldzügen» war er immer dabei, 
sei es in der Schweiz, Sardinien, Frankreich 
oder in Griechenland. Auch hier. Bei bitterer 
Kälte und in hohen Schneeverwehungen lief 
er mutig und ergeben an meiner Seite. Ob er 
sich für die Objekte meines Interesses eben-
falls interessierte, hat er nie verraten. Er sass 
einfach neben mir da, er tat es mir zuliebe. 
Im Laufe der Jahre merkte ich wie gut er die 
Farben unterscheiden kann. Da die Farben aus 
Pigmenten hergestellt werden, unterschied er 
sie nach dem Geruch. Manche schmeckten 
ihm besser als die anderen, er roch sie gerne, 
anschliessend entdeckte ich sie auf seiner...  
Nase. Bild und Text Lubomir T. Winnik

www.pikom.ch

Zu gewinnen sind 10 Bücher «Helvetische Herausforderung»  
mit Beiträgen von 24 Schweizer Autoren. Die Bücher werden  
gespendet von Oberst Thomas Fuchs, Präsident Schweizerische  
Vereinigung Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Wie heisst das gesuchte Dorf?

Bild: «Mein edler blauer Napoleon». Öl auf 
Leinwand, 50x60 cm

Nein zur Vergabe des Schweizer 
Passes am Fliessband!

Nach 1983, 1994 und 2004 stimmt das Volk 
am 12. Februar 2017 wiederum über die Ein-
führung der erleichterten Einbürgerung für hier 
aufgewachsene Ausländer ab. Die vereinfachte 
Vergabe des Schweizer Passes ist aber keine Be-
lohnung für vermeintlich gut integrierte Auslän-
der. Im Gegenteil: Der Automatismus bevorteilt 
Ausländer, die in einem ordentlichen Verfahren 
keine Chance auf das Schweizer Bürgerrecht 
hätten. Diese Passvergabe «am Fliessband» ist 
fahrlässig und gefährlich!
Die Hürden für den Erwerb des Schweizer Bür-
gerrechts sind heute so tief wie noch nie. Schon 
deshalb ist der Handlungsbedarf nicht gegeben. 

Politisch geht die Tendenz mittlerweile sogar 
in die entgegengesetzte Richtung. Schweize-
rinnen und Schweizer – aber auch viele Aus-
länder selbst! – wünschen sich eine restriktive 
Ausländerpolitik. Dies nicht zuletzt deshalb, 
weil in der Vergangenheit das Bürgerrecht zu 
leichtfertig vergeben worden ist. Im November 
2013 stimmten die Bernerinnen und Berner ei-
ner Initiative der Jungen SVP deutlich zu, wel-
che Verschärfungen beim Bürgerrechtserwerb 
zum Ziel hatten. So werden heute Gesuche von 
Sozialhilfeempfängern, Kriminellen oder Per-
sonen mit ungenügenden Sprachkenntnissen aus 
ebendiesen Gründen abgelehnt. Mit der automa-
tischen Bürgerrechtserteilung steht nicht mehr 
die erfolgreiche Integration des Gesuchstellers 
im Vordergrund, sondern einzig die Frage, ob 
bereits seine Grosseltern in der Schweiz lebten.
Erfahrungsberichte aus den Nachbarländern zei-
gen zudem, dass es besonders Ausländer der drit-
ten Generation sind, welche schlechter integriert 
sind, sich weniger mit ihrem vermeintlichen 
Heimatland identifizieren und deshalb anfälliger 
auf Gewaltpropaganda wie zum Beispiel des 
«Islamischen Staates» ansprechen. Diese Kluft 
ist auch in unserem Land spürbar, wo es ebenfalls 

Fälle von Radikalisierung und Dschihad-Reisen-
de gibt. Solche Leute mit einem Schweizer Pass 
zu «belohnen» kann nicht das Ziel eines aufge-
klärten und weltoffenen Landes sein.
Eine automatische Vergabe des Schweizer Passes 
hat auch das Ziel, den Ausländeranteil in der 
Schweiz künstlich zu senken. Es ist kein Wun-
der, dass SP und Linke die jubelnden Befürwor-
ter dieser Vorlage sind. Eine solche Praxis wird 
die Schweiz für illegale Wirtschaftsmigranten 
aber zusätzlich attraktiver machen. Kommen 
die Enkelkinder rascher zum Bürgerrecht, steigt 
auch die Chance, dass die Eltern und Grosseltern 
in der Schweiz bleiben dürfen. Die negativen 
Folgen dieser verfehlten Politik tragen dann 
nicht nur Schweizerinnen und Schweizer mit, 
sondern auch die gut integrierten Ausländer. 
Die Einbürgerung muss der Abschluss einer er-
folgreichen Integration bleiben! Stimmen Sie 
deshalb NEIN zur erleichterten Einbürgerung 
von Ausländern der dritten Generation!
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Hongkong – vor dem Entscheidungsjahr
Der Name bedeutet «Duftender Hafen» und war einst ein berüchtigter Seeräuber-Unterschlupf. 

Von Dr. Friedrich-Wilhelm Schlomann 
D-53639 Königswinter 

Hongkong wurde während des ersten Opium-
kriegs 1841 durch das Vereinigte Königreich 
besetzt und durch den Vertrag von Nanking 
1843 zur britischen Kronkolonie erklärt. Für 
viele Chinesen war die britische Kolonie Zu-
fluchtsort vor dem Chinesischen Bürgerkrieg 
1927–1949 und der daraus hervorgegangenen 
kommunistischen Volksrepublik China. In sei-
ner wechselvollen Geschichte kam ein Stadtteil 
«für ewige Zeiten» zur britischen Krone, wäh-
rend ein anderer nur gepachtet war – ohne den 
Hongkong indes nicht lebensfähig war. So gab 
London 1997 die Souveränität an die Volksre-
publik China zurück; im Gegenzug garantierte 
diese, Hongkong als «Sonderverwaltungszone» 
mit der Beibehaltung des bisherigen wirtschaft-
lichen und politischen Lebens anzusehen – bei 
den erwähnten Grundrechten fehlte indes die 
Abhaltung freier Wahlen.

Hatte die KPCh-Führung anfangs viel vom 
Selbstbestimmungsrecht der Hongkonger ge-
redet, so stellte sie sehr bald fest, über die 
Zukunft der Stadt seien die Ansichten der über 
eine Milliarde Chinesen massgebend, nicht je-
doch deren Einwohner. In der Tat wurde die 
Leitung Hongkongs von reinen Erfüllungsge-
hilfen Pekings besetzt. Bald spürte man deren 
wachsenden politischen Druck auf die Medien, 
während andererseits nicht weniger Hongkon-
ger sich aus politischen und wirtschaftlichen 

Motiven mit dem Riesennachbarn arrangierten. 
Als man dort September 2012 einen «patrio-
tischen» Schulunterricht im kommunistischen 
Sinne verlangte, beriefen sich die Hongkonger 
auf die versprochene Autonomie, ihr separates 
Rechtssystem und ihre Bürgerrechte; wieder-
holt demonstrierten bis zu 120’000 Menschen 
erfolgreich vor dem Regierungssitz der Sieben-
Millionen-Stadt; ohnehin besteht annähernd die 
Hälfte aus Flüchtlingen vom kommunistischen 
China. Bei den alljährlichen Protestmärschen 
am Jahrestag der Rückgabe Hongkongs an das 
chinesische Festland stieg die Zahl der Teil-
nehmer auf 500’000. Studenten blockierten mit 
ihrer «Regenschirm-Revolution» damals die 
wichtigsten Strassen für 79 Tage!

Bei den Wahlen im diesjährigen September 
wurde vielen Wahl-Kandidaten von der Hong-
konger Stadtverwaltung die Unterzeichnung der 
Deklaration «Hongkong ist ein Teil Chinas» 
abverlangt, während freiheitlich-demokratische 
Gruppierungen offen die Unabhängigkeit propa-
gierten und sogar zur Einheit aufriefen für eine 
stärkere Macht, «um die KP Chinas zu bekämp-
fen»! Sie errangen immerhin so viel Sitze, die 
ihnen ein Veto gegen bestimmte Gesetzesvor-
lagen einräumen. Das Pro-Peking-Lager erlitt 
Verluste, behielt jedoch die Mehrheit. Zur etwa 
gleichen Zeit verschwanden fünf Leiter von 
Vorlagen, die gegen Peking eingestellt sind, sie 
befinden sich in der Volksrepublik in Haft. Die 
der KPCh recht nahestehende «Global Times» 
versuchte, diese Entführungen mit dem recht 

aufschlussreichen Hinweis zu rechtfertigen, dass 
deren Bücher «auf verschiedenen Wegen» in 
die Volksrepublik gelangten und dort «negative 
Effekte» sowie «Störungen» verursachten und 
China vor «ein wahres Problem» stelle.

Bald danach erklärte Chinas Präsident Xi Jin-
ping in einem Statement, er werde jede Form 
von Aktivitäten für ein unabhängiges Hongkong 
resolut bekämpfen. Die Stimmung der dortigen 
Bevölkerung ist in den letzten Wochen erneut 
angeheizt worden, zumal sie bei den Wahlen 
2017 entgegen aller bisherigen Versprechen der 
Volksrepublik, erstmals den Hongkonger Ver-
waltungschef direkt wählen zu können, nunmehr 
nach bisheriger Art «wählen» soll: Ein Komitee 
Chinas bestimmt in einer Vorauswahl die Kan-
didaten, über die dann verbleibenden Personen 
die Hongkonger abstimmen «dürfen». Es wird in 
den bevorstehenden Monaten über diese äusserst 
entscheidende Frage viel Ärger und zweifellos 
ebenfalls Unruhen geben. Präsident Xi sollte 
dabei umsichtig handeln: Hongkong stellt im-
mer noch eine wichtige Brücke zur Aussenwelt 
dar und gilt als der fünftwichtigste Bankenplatz 
der Welt. Die US-Investitionen hier werden auf 
mindestens fünf Milliarden Dollar geschätzt. Ein 
Werben um eine Vereinigung mit Taiwan wird 
umso erfolgloser sein. Eine Trennung vom kom-
munistischen China werden die Hongkonger 
zumindest in absehbarer Zeit kaum erreichen, 
man kann ihnen nur «Kung Hei Fat Choy» wün-
schen – viel Glück!

Blick auf den Hongkonger Stadtteil Victoria
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Die kantonale Jugendsession – Indoktrination unter 
dem Deckmantel der Politförderung?
Ende Herbst hat mit Patrick Zibung ein Vorstandsmitglied der Jungen SVP Kanton Luzern im Rahmen der 3. kantonalen  
Jugendsession die Möglichkeit genutzt, sich aktiv im Jugendparlament zu engagieren. Bereits im Vorfeld des Anlasses wurde 
die JSVP von verschiedenen Seiten darauf aufmerksam gemacht, dass es sich bei dieser Jugendsession um eine reine Alibi-
übung handle, bei welcher der gesamte Ablauf vorgegeben wird und echte Diskussionen keinen Platz hätten.

Von Christian Huber, Präsident JSVP Luzern, 
6030 Ebikon 

Nichtsdestotrotz hat sich die JSVP entschie-
den, einen Exponenten an diesen Anlass zu 
entsenden, um uns unvoreingenommen ein 
Bild von der Situation vor Ort zu machen. In 
folgendem Erlebnisbericht fasst Patrick den 
Tag zusammen:
Bei der Jugendsession handelt es sich um eine 
eintägige Veranstaltung, welche um neun Uhr 
mit zwei Reden von Andreas Hofer (Kantonsrat 
Grüne Partei) und Guido Graf (Regierungsrat) 
eröffnet wurde. Bereits während der Eröffnungs-
zeremonie war klar: der Anlass wird von Profis 
bis auf die letzte Minute geplant. So gab es zu 
keinem Zeitpunkt Wartezeiten. Die Redner, die 
Persönlichkeiten als auch das OK waren seriös 
und gut vorbereitet. Ich war also zu Beginn wirk-
lich positiv überrascht und fragte mich, weshalb 
ich wohl fast der einzige bürgerliche Jungpoli-
tiker war, der an diesem Anlass teilnahm. Die 
Teilnehmer des Anlasses setzten sich aus ca. 50 
politinteressierten Jugendlichen aus allen Kan-
tonsteilen zusammen. Die Meisten davon waren 
Schüler, welche von der Schule aus extra für 
diesen Anlass frei bekommen hatten.
Als wir nach einigen Inputreferaten zur Grup-
penarbeit übergingen, und mit den ersten Dis-
kussionen loslegten wurde mir eines klar: Ich 
muss hier in einem stocklinken Nest gelandet 
sein. Nicht etwa weil die Teilnehmer nur aus 
Jusos und Junggrünen bestanden hätten – im 
Gegenteil, die Jugendlichen wirkten sehr ver-
nünftig und ehrlich gesagt, konnte ich in un-
serer rund 20-köpfigen Arbeitsgruppe keinen 
einzigen linksgrünen Illusionisten ausmachen. 
Mein Schock rührte eher ab der tendenziösen 
Moderationsleitung, welche laufend manipula-
tiv in die Diskussion einzugreifen versuchte. Es 
wurde krampfhaft versucht, die Diskussionen 
in eine linke Richtung zu drängen. So wurden 
nicht grundsätzliche Fragen zum Thema ÖV 
behandelt, wie beispielsweise ÖV-Priorisierung 
Ja oder Nein, sondern ÖV-Priorisierung Ja und 
zwar wie. Wir, die Teilnehmer, kämpften mit 
guten Argumenten gegen diese Tendenz und 
waren schlussendlich auch zumindest teilweise 
erfolgreich. So konnten wir eine Vorlage ausar-
beiten, mit der die Mehrheit leben konnte. Der 
Vorschlag unserer Arbeitsgruppe verlangte, dass 
das Umsteigen zwischen Bus und Bahn verbes-
sert werden soll. Konkret wurde gefordert, dass 
die Fahrpläne besser aufeinander abgestimmt 
und dass die Stationen attraktiver gestaltet wer-
den, um somit ein allfälliges Warten angenehmer 
zu gestalten.
Ein weiteres Indiz für die Voreingenommenheit, 
war die Wahl der Experten. So wurde etwa 
der Verkehrsplaner Roland Koch eingeladen, 
über dessen Pläne ich mich schon des öfteren 

aufregen musste. Von ihm stammt die Idee der 
Verkehrsverhinderungsanlagen, auch gemeinhin 
als Dossierungsanlagen bekannt. Als weitere Ex-
pertin gesellte sich Monique Frey vom Verhin-
derungsclub Schweiz – VCS genannt zur Runde. 
Auch Daniel Walker von der VBL darf in so 
einer Expertengruppe natürlich nicht fehlen. Na-
turgemäss vertritt er eine Priorisierung des ÖV. 
Bei den drei letztgenannten war von vornherein 
schon klar, wie diese gesinnt sind. Meine einzige 
Hoffnung auf Schützenhilfe lag bei Michael da 
Silva von den Jungfreisinnigen.
Ich hatte also einen schweren Stand bei einer sol-
ch geballten linksideologischen Front. Nichts-

destotrotz konnte ich mit dem Beschluss, den wir 
dem Jugendparlament vorlegten, einigermassen 
zufrieden sein.
Schlussendlich wurde im Plenum ein Postulat 
verabschiedet, welches die Senkung der Kosten 
für das Passepartout, für alle die jünger als 25 
Jahre sind, fordert. Neu soll die öffentliche Hand 
ganze 70 % an das Passepartout zahlen. Auch mit 
diesem Vorschlag war ich nicht ganz einverstan-
den, wobei dieser für mich das kleinste Übel war 
und ich notgedrungen für diese Vorlage stimmte.
Mein persönliches Highlight war, dass ich im 
Anschluss an die Jugendsession die beste Jung-
partei – nämlich die JSVP präsentieren durfte. 
Schwach fand ich von den Repräsentanten der 
anderen Jungparteien, dass diese erst ganz am 
Schluss erschienen sind und sich nicht die Zeit 
nahmen, am gesamten Anlass teilzunehmen. Da-
mit hat die JSVP einmal mehr ihre Volksnähe 
bewiesen.
Abschliessend kann ich lediglich nochmals be-
tonen, dass der Anlass sehr gut organisiert war. 
Ich finde es jedoch erschreckend, dass man Ju-
gendliche mit einer solchen Indoktrinierung sei-
tens der Moderatoren zu beeinflussen versucht!

Der Erlebnisbericht hat die bereits im Vorfeld 
aufgeworfenen Einwände leider in vollem Um-
fang bestätigt. Anstelle von offenen Diskus-
sionen und ergebnisoffenen Workshops werden 

gezielt Experten eingeladen, welche dem links-
grünen Zeitgeist entsprechen. Die politisch ge-
färbten Inputreferate, sowie eine manipulative 
Diskussionsleitung in den Workshops zeigen 
sehr schnell, auf welches Endziel hingearbeitet 
werden soll.
Die Tatsache, dass die JSVP von dieser kanto-
nalen Jugendsession nicht direkt, sondern nur 
über Umwege erfahren hat, stellt den Verdacht 
nahe, dass gewisse Positionen gezielt gefördert, 
während andere Positionen gezielt unter den 
Tisch gekehrt werden sollen. Die Junge SVP 
Luzern bedauert dies. Wir sind der Meinung, 
dass an solchen Anlässen eine offene und de-
mokratische Kultur gepflegt werden soll, in der 
sämtliche Meinungen und Ansichten gleichwer-
tig gepflegt werden müssen.
Werden an solchen Anlässen gewisse Positionen 
gezielt unterdrückt, so fühlen sich Jugendliche, 
welche diese Ansichten nicht vertreten schnell 
mal vernachlässigt und verlieren so allzu schnell 
das Interesse an der Politik gänzlich.

In diesem Zusammenhang möchte die JSVP Lu-
zern folgende Verbesserungsvorschläge an die 
Veranstalter der Jugendsession richten:
1.  Stellt unbedingt sicher, dass die Experten 

und Moderatoren in Zukunft sämtliche Facet-
ten des zu behandelnden Themas abdecken. 
Experten die nur einen Teil des Themas be-
handeln, lassen den Anlass fad und eintönig 
erscheinen.

2.  Die Hauptaufgabe von Moderatoren besteht 
darin, die Ideen und Diskussionen einer Grup-
pe zu kanalisieren und einfliessende Gedan-
ken zu ordnen und zusammenzufassen. Mode-
ratoren haben nicht die Aufgabe, manipulativ 
auf die Teilnehmer einzuwirken. Dies muss 
den Moderatoren von Anfang an klargemacht 
werden.

3.  Bezieht die Jungparteien bei der Gestaltung 
des Tages mit ein. Gebt den Jungparteien die 
Möglichkeit, bei der Wahl der Moderatoren 
und Experten mitzuhelfen, und beschränkt die 
Aufgabe der Jungparteien nicht nur darin, am 
Ende des Anlasses sich 5 Minuten präsentie-
ren zu dürfen.

Die Junge SVP Luzern ist überzeugt, dass Po-
litförderung im Kanton Luzern ein wichtiges 
Anliegen gerade bei jungen Menschen ist. Wir 
werden deshalb auch in den kommenden Jah-
ren ein kritisches Auge auf die Jugendsession 
werfen. Sollte jedoch festgestellt werden, dass 
es sich auch in den kommenden Jahren bei der 
Jugendsession eher um eine Alibiübung, als um 
ein griffiges Instrument zur Demokratieförde-
rung handelt, so würden wir es nicht mehr als 
sinnvoll erachten, dass dieser Anlass jährlich mit 
Unsummen aus dem Bildungs- und Kulturde-
partement finanziert wird. Entsprechende Forde-
rungen würden wir uns in dem Fall vorbehalten.
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Buchvorstellung

Aktiv werden in der Politik

Von  
Nicola Stocker,  
Präsident Junge 
SVP Graubünden 
und Präsident  
Finanzplanungs-
kommission der  
Gemeinde Trimmis 
7203 Trimmis

Das im Jahr 2016 in der Beobachter-Edition er-
schienene Buch von Heini Lüthy geht unter dem 
Titel «Aktiv werden in der Politik» auf unser 
einzigartiges System der Schweizer Demokra-
tie ein. Lüthy stellt gestützt auf verschiedene 
Quellen fest, dass die Bereitschaft, aktiv in der 
Politik mitzuarbeiten, schwindet. Mit zahl- und 
hilfreichen Informationen und Tipps sollen die 
Leserinnen und Leser animiert werden, in die 
Politik einzusteigen. Ein gelungener Ratgeber, 
den wir unbedingt beiziehen sollten. 

Unsere Schweizer Demokratie basiert auf dem 
Grundgedanken des Föderalismus und der 
Volksrechte. Als Föderalismus wird der drei-
stufige Aufbau der Schweiz in Bund, Kantone 
und Gemeinden verstanden, innerhalb dieser 
drei unterschiedlichen Ebenen hat jede Stufe 
ihre grösstmögliche Entfaltungs- und Selbst-
bestimmungsmöglichkeit. Die Eigenständigkeit 
unserer Kantone und Gemeinden, der Föderalis-
mus, macht die Schweiz aus, doch dieses System 
ist äusserst personalintensiv. Jede Gemeinde – 
und davon gibt es in der Schweiz schätzungs-
weise rund 2’300 – muss ihre Behörden und 
Kommissionen mit geeigneten Bürgerinnen und 
Bürgern besetzen, um schliesslich funktionieren 
zu können. 

Autor Lüthy geht in seinem Buch da-
rauf ein, dass immer weniger Leute 
bereit sind, ein öffentliches Amt zu 
übernehmen. Als Grund gibt er an, 
dass insbesondere die Anforderungen 
an Personen in öffentlichen Ämtern ge-
stiegen sind, weil die Bürgerinnen und 
Bürger kritischer und besser informiert 
sind. Diesen Tendenzen pflichte ich 
voll und ganz bei, bin natürlich darü-
ber auch ein wenig enttäuscht, da uns 
genau das eben ausmacht. Es ist mir 
deshalb ein Anliegen, das zu ändern. 
Für mich ist klar: Wir müssen auf junge 
Menschen setzen!

Auf Stufe Gemeinde gibt es bei Wahlen 
häufig nur gerade so viele Kandidie-
rende wie es Sitze zu vergeben hat, auf 
nationaler Stufe sieht das ganz anders 
aus. Gemäss der Wahlstudie Selects 
2015 war die Anzahl der Kandidieren-
den für das nationale Parlament auf 
Rekordniveau, die Wahlchancen sind 
auch geringer, was eine Kandidatur für 

den Nationalrat insbesondere wahrscheinlich be-
günstigt. Nichts desto trotz sind die Gemeinden 
darauf angewiesen, dass die Behörden vollstän-
dig besetzt werden können und die Nachfolge 
einigermassen sichergestellt ist. Wir müssen uns 
deshalb bewusst sein, dass die unterste Stufe 
wohl die wichtigste Stufe ist, denn dort geht es 
um den Vollzug der nationalen und kantonalen 
Gesetzgebung. Junge Leute müssen vermehrt 
animiert werden, auf kommunaler Ebene in der 
Exekutive, Legislative oder in Kommissionen 
mitzuarbeiten. Die Tätigkeit als Kommissions-
mitglied – hier spreche ich aus eigener Erfah-
rung – ist hochspannend und ermutigt zugleich, 
weiterzumachen und weiterzukommen! 

Auf nationaler Ebene mitreden und an nationalen 
oder kantonalen Abstimmungen teilnehmen ist 
wichtig, doch aktives Mitgestalten auf kommu-
naler oder kantonaler Ebene ist mindestens so 
wichtig. Mit unserer Bereitschaft, Politik zu be-
treiben, können wir unser bewährtes föderalisti-
sches System erhalten und dafür lohnt sich unser 
Einsatz garantiert. Das Buch von Heini Lüthy 
ist für junge Menschen und Neueinsteiger ein 
wertvoller Ratgeber, den die Junge SVP Schweiz 
und mit ihr die Kantonalsektionen unbedingt 
in ihre Personalplanung und politische Arbeit 
integrieren sollten. 

Lange Rede – kurzer Sinn! Es braucht definitiv 
mehr Junge in der Politik, denn sie sind die 
Zukunft und ihnen gehört die Zukunft. Wer will 
und bereit dazu ist, kann in seinem Leben einiges 
erreichen… 

Buchbestellung siehe Seite 9

SVP Academy 2017
Die SVP Academy findet jeweils samstags 
zwischen 10 und 15 Uhr, weitab der Hektik 
im schönen Toggenburg im Haus der Freiheit, 
Landgasthof Sonne, Wintersberg in Ebnat-
Kappel statt (www.hausderfreiheit.ch). 
Das Jahr 2017 steht unter dem Motto «poli-
tisches Handwerk». 
Wir haben für euch ein attraktives Programm 
zusammengestellt.  
 
Kurs 1/17 - Samstag 13. Mai 2017, 10 Uhr 
bis 15 Uhr
Führungsschulung
Mit Christoph Blocher, Unternehmer,  
a. Bundesrat/a. Nationalrat, Verantwortlicher 
Strategie SVP CH
Inhalt: Führen heisst: «Ein Problem erkennen, 
analysieren, Lösungsvarianten entwickeln, 
planen und entscheiden und danach alle auf 
das gemeinsame Ziel einzuschwören, um dieses 
Ziel zu erreichen».
 
Kurs 2/17 - Samstag 17. Juni 2017, 10 Uhr 
bis 15 Uhr
Wie führe ich eine SVP-Sektion? 
Mit Albert Rösti, Parteipräsident und Natio-
nalrat, SVP, Gemeindepräsident Uetendorf/BE
Mit Gabriel Lüchinger, Generalsekretär der 
SVP Schweiz 
Inhalt: Wie organisiere ich eine Sektion rich-
tig? Was sind die Aufgaben der Vorstandsmit-
glieder? Wie gewinnen wir neue Mitglieder 
und entfalten in der Sektion die richtigen, 
zielführenden Aktivitäten?
 
Sommer-Special – Freitag 28. Juli – Sonntag 
30. Juli 2017 - Politcamp der JSVP Schweiz
Inhalt u.a.: Neue Medien – Chancen und 
Gefahren! Wie ist der richtige Umgang im 
Internet, mit Facebook, Twitter etc.? Welche 
Trends laufen? Welche Fehler machen Nutzer? 
Auf was ist zu achten? Am Politcamp wird es 
noch viele weitere Themen geben.
 
Kurs 3/17 - Samstag, 19. August 2017, 10 Uhr 
bis 15 Uhr 
Schweiz und Europa – Anatomie unseres 
Erfolgsmodells
Mit Roger Köppel, Verleger und Chefredak-
tor Weltwoche, Nationalrat SVP, Zürich 
Inhalt: Was hat die Schweiz stark gemacht? 
Wie ist unser Verhältnis zu Europa? Welchen 
Stellenwert haben die Bilateralen? Was will 
das Rahmenabkommen von Bundesrat Burk-
halter? Geht die Massenzuwanderung weiter?  
 

Anmeldungen nimmt Esther Friedli  
unter der E-Mail-Adresse  
zukunftsseminar@bluewin.ch entgegen.
Die Seminare der SVP Academy sind kosten-
los. Allerdings wird ein Unkostenbeitrag von 
Fr. 20.– pro Teilnehmer erhoben, zuzüglich 
Verpflegung (Mittagessen, Getränke). Bei Be-
darf sind im Haus Übernachtungen jederzeit 
möglich.

Weitere Kurse in IDEE 2/17
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Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name: 

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ: Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau – Fax 031 981 39 82 www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Willkommenskultur, Zeichen 
setzen

Asylsuchende werden mit Gratis-Brunch empfangen, 
Gratis-Fussball-Tickets an Asylsuchende, unentgeltlich 
an Wettkämpfen teilnehmen lassen, kostenloser Zutritt 
in Museen, Sport- und Freizeitparks, Abgabe von Gratis-
Kondomen, gratis Zahnarzt-Behandlung, etc. Auch die 
Schweiz hat viele «Gutmenschen». «Wir schaffen es» 
schwappt auf die Schweiz über.

 

EU-Parlament fordert Ein-
frieren der Beitrittsgespräche 
mit der Türkei

Dies forderte eine breite Mehrheit, die Aufforderung hat 
aber nur Symbolkraft, die Mitgliedstaaten und die EU-
Kommission sind nicht daran gebunden.
 
 

Ermittlungen gegen An-
führer des radikalen Isla-
mischen Zentralrats (IZRS)

Bundesanwalt Michael Lauber will Nicolas Blancho und 
Qaasim Illi anklagen und seine Möglichkeiten zur Be-
kämpfung islamischer Propaganda ausloten. Sie sollen 
sich wegen eines Syrien-Films verantworten, den die 
Gruppierung im November 2015 veröffentlichte. Bereits 
läuft deswegen ein Verfahren gegen Naim Cherni, der 
auch dem IZRS-Vorstand angehört. Im Zusammenhang 
mit islamistischer Radikalisierung und Terror führt die 
Bundesanwaltschaft derzeit rund 70 Verfahren.
 
 

Verhüllungsverbot im Tessin 
gefällt

Die Tessiner Stimmbevölkerung hat die Initiative mit 65,4 
Prozent angenommen. Die Tourismusorganisationen 
haben den Volksentscheid verurteilt und befürchteten 
einen Rückgang der Gäste aus dem arabischen Raum. 
Doch das Gegenteil ist eingetreten, die Statistiken ver-
zeichnen einen Anstieg der Gäste. Ein wachsender 
Zuspruch für’s Vermummungsverbot, die Befreiung der 
Frau, das Tessin als Vorreiter für das schweizerische 
Verhüllungsverbot !
 

NEIN zur Visafrei-
heit für Türken

Das dutzendfach erweiterte Schengen-
Regelwerk garantiert Angehörigen 
der 26 Mitgliedstaaten (inkl. Schweiz) 
unkontrollierte Grenzen. Visafreiheit 
für Türken wäre ein weiterer Fall des 
«autonomen Nachvollzuges» den die 
Schweiz zu übernehmen hätte.
Staatspräsident Erdogan geniesst in 
der Bevölkerung grossen Rückhalt, 
dem türkischen Regime geht es um 
Machtansprüche, der «ungläubige We-
sten» soll bekehrt werden. Auch in der 
Schweiz finanziert der türkische Staat 
seine Prediger. Erdogans Botschaft: In-
tegration ist ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Die Demokratie ist nur 
der Zug, auf den wir aufsteigen, bis wir 

am Ziel sind. Die Moscheen sind unsere Kasernen, die 
Minarette unsere Bajonette, die Kuppeln unsere Helme 
und die Gläubigen unsere Soldaten. Die Türkei gilt auch 
als Umschlagplatz für gefälschte Pässe, Transitland für 
getarnte Terroristen. Europa gilt als eigentliches Feind-
bild, das zu bekehren, zu erobern ist.
 
 

Sparen in der Bildung auch 
ohne Qualitätsabbau  
möglich

Eine Aussage der Zürcher CVP-Regierungsrätin und 
neuen Präsidentin Silvia Steiner, der Erziehungsdirekto-
renkonferenz. Sie habe Mühe mit dem Gejammer über 
Bildungsabbau. Man müsse überall in der Verwaltung 
optimieren und Ressourcen nutzen, das sei auch in der 
Bildung möglich. 

Tunesien lehnt Rückkehr von 
Dschihadisten ab

Zurückkehrer werden bei ihrer Ankunft festgenom-
men, und hätten sich nach dem Anti-Terror-Gesetz zu 
verantworten. Die Regierung lehnt die Rückkehr von 

Terroristen ab, der Staat besitze Listen. Nach Schät-
zungen der UNO haben sich mehr als 5’000 Tunesier 
Dschihadisten-Gruppen angeschlossen und kämpfen in 
Syrien, im Irak und in Libyen. 

Steuerstreit mit USA formell 
beendet

Das Bankenprogramm zur Bereinigung des Steuer-
streits wurde offiziell für beendet erklärt. Die Bussen 
summierten sich laut US-Justizministerium auf mehr als 
1,36 Milliarden Dollar. 

Das aus dem Ruder gelau-
fene Staatswachstum muss 
gebremst werden

Vom Linken so genannten «Totsparen» keine Rede: 
Zwischen 1990 und 2015 haben sich die Staatsausga-
ben von 31,6 auf 65,2 Milliarden Franken mehr als ver-
doppelt, eine durchschnittliche jährliche Steigerung von 
1,35 Milliarden Franken. Für 2020 rechnet man mit 76,8 
Milliarden Franken, 2015 waren es noch 65,2 Milliarden 
Franken, das Wachstum erhöhte sich um 11,6 Milliarden 
auf jährlich 2,32 Milliarden Franken. Sparen bedeutet für 
mich, weniger als im Vorjahr ausgeben, auf keinen Fall 
mehr!
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Muslime, Verhalten nach Bevölkerungsanteil
Von Hans Versell

Quelle: Aus dem Buch von Peter Hammond, 
«Sklaverei, Terrorismus und Islam» (Eng-
lischer Originaltitel (2010): «Slavery, Terro-
rism and Islam»). Dr. Peter Hammond, Kap-
stadt Südafrika, ist als Direktor der «Mission 
Frontline Fellowship» weltweit tätig.

Der Islam ist weder eine Religion noch ein 
Kult. In voller Ausprägung ist er ein vollstän-
diges, totales, 100%iges Gesellschaftssystem. 
Der Islam hat religiöse, juristische, politische, 
ökonomische, soziale und militärische Aspekte.
Islamisierung beginnt, wenn genügend Muslime 
in einem Land leben, um für ihre religiösen Pri-
vilegien zu agitieren. Wenn Gesellschaften, die 
politisch korrekt, tolerant und kulturell vielfältig 
sind, den Wünschen der Muslime nach religi-
ösen Privilegien entsprechen, kommen einige 
der anderen Komponenten noch dazu…
Und so funktioniert das: Solange die Muslime 
etwa 2% der Bevölkerung ausmachen, werden 
sie überwiegend als friedliebende Minorität und 
nicht als Bedrohung empfunden. Das trifft zu auf 
Muslime in:
USA 0,6%, Australien 1,9%, Kanada 1,9%, Chi-
na 1,8%, Italien 1,5%, Norwegen 1,8%.
Von 2% bis 5% beginnen sie, Menschen ande-
rer ethnischer Minderheiten und unzufriedene 
Gruppen zu bekehren, häufig unter Gefängnisin-
sassen und Street Gangs. Das passiert in Ländern 
mit einem Anteil an Muslimen:
Dänemark 2%, Belgien 4%, Thailand 4,6%.
Ab 5% üben sie einen ausserordentlichen Ein-
fluss bezogen auf ihren Bevölkerungsanteil aus. 
So werden sie Druck ausüben, dass Halal-Nah-
rung eingeführt wird (rein nach den islamischen 
Standards), wobei sie Jobs für Muslime in der 
Nahrungsindustrie sicherstellen. Ihr Druck auf 
Supermarktketten wächst, damit dort Halal-Re-
gale eingerichtet werden – verbunden mit Dro-
hungen, wenn dabei Fehler geschehen.
Das geschieht bei einem Anteil an Muslimen in:
Schweiz 4,3%, Niederlande 5,5%, Philippinen 
5%, Frankreich 8%, Schweden 9%, Trinidad & 
Tobago 5,8%.

Von diesem Punkt an beeinflussen sie die jewei-
lige Regierung dahingehend, dass man ihnen 
erlaubt (in den Ghettos), sich selbst nach den 
Gesetzen der Scharia, dem islamischen Recht, 

zu regieren. Das Endziel der Islamisten ist die 
Einführung der Scharia auf der ganzen Welt.
Wenn die Muslime 10% der Bevölkerung er-
reichen, nimmt bei ihnen Gesetzlosigkeit zu 
als Mittel, sich über ihre Lebensbedingungen 
zu beschweren. In Paris sehen wir schon die 
Autos brennen. Jede nicht-muslimische Aktion 
verstösst gegen den Islam und führt zu Aufstand 
und Drohungen wie in Amsterdam, mit Wi-
derstand gegen Mohammed-Karikaturen oder 
Filmen über den Islam.
Derartige Spannungen sieht man täglich, beson-
ders in muslimischen Vierteln, in:
Guyana 10%, Indien 13,4%, Israel 16%, Kenia 
10%, Russland 15% Muslime.
Länder mit 20% Muslimen können mit furcht-
einflössenden Krawallen rechnen, mit Jihad 
Militäreinheiten, sporadischen Morden und der 
Zerstörung von christlichen Kirchen und jü-
dischen Synagogen, wie in Äthiopien, wo es 
32,8% Muslime gibt.
Ab 40% Muslimen erleben die Länder verbrei-
tete Massaker an Nicht-Muslimen, anhaltende 
Terrorattentate und anhaltenden Kriegszustand 
wie in:
Bosnien 40%, Chad 53,1%, Libanon 59,7% 
Muslime.
Ab 60% Muslimen findet uneingeschränkte Ver-
folgung aller Nichtmuslime statt, gelegentliche 
ethnische Säuberungen (Genozid), Anwendung 
der Scharia als Waffe und Jizya, eine Kopfsteuer 
für Ungläubige, wie in:
Albanien 70%, Malaysia 60,4%, Quatar 77,5%, 
Sudan 70% Muslime.
Ab 80% Muslimen muss man mit täglicher Ein-
schüchterung und gewalttätigem Jihad (heiliger 
Krieg) rechnen. In einigen Staaten gibt es eth-
nische Säuberungen und Genozide, weil diese 
Länder alle Nichtgläubigen vertreiben und sich 
auf eine 100%ige Muslim-Bevölkerung zubewe-
gen, was man in verschiedenen Ländern bereits 
erlebt hat wie in Bangladesch 83%, Ägypten 
90%, Gaza 98,7%, Indonesien 86,1%, Iran 97%, 
Jordanien 92%, Marokko 98,7%, Pakistan 97%, 
Palästina 99%, Syrien 90%, Tadjikistan 90%, 
Türkei 99,8%, Arabische Republik 96% Mus-
lime.
100% Muslime führt zum Frieden des «Dar-es-
Salaam» – das islamische Haus des Friedens. 
Hier sollte man mit Frieden rechnen, weil je-
dermann ein Muslim ist, die Medressen (Kor-
anschulen) sind die einzigen erlaubten Schulen, 

und der Koran ist die einzige, unumstrittene 
Wahrheit, wie in Afghanistan, Saudi Arabien 
und Jemen, wo es jeweils 100% Muslime gibt.
Unglücklicherweise wird der Frieden dennoch 
nicht erreicht, weil in diesen 100%-Ländern die 
radikalsten Muslime andere einschüchtern und 
weniger radikale Muslime aus einer Vielzahl von 
Gründen ermorden.

«Bevor ich neun Jahre alt wurde, hatte ich das 
Grundprinzip des arabischen Lebens gelernt… 
Es hiess ich gegen meine Brüder, ich und meine 
Brüder gegen unseren Vater, meine Familie ge-
gen unsere Cousins und gegen die Grossfamilie, 
die Grossfamilie gegen den Stamm, der Stamm 
gegen die Welt, und wir alle zusammen gegen 
die Ungläubigen.» Aus: Leon Uris: «The Haj».
Es ist wichtig zu verstehen, dass in einigen Län-
dern mit deutlich unter 100% Muslimen wie in 
Frankreich die muslimische Minderheit in Ghet-
tos lebt, innerhalb derer 100% Muslime leben 
und in denen ihr Leben von der Scharia bestimmt 
wird. Die nationale Polizei betritt niemals diese 
Ghettos. Es gibt dort keine staatlichen Gerichte, 
keine Schulen, keine nicht-muslimischen Ein-
richtungen. In diesen Fällen integrieren sich 
die Muslime niemals in die Gesellschaft. Ihre 
Kinder besuchen nur Koranschulen. Sie lernen 
ausschliesslich den Koran. Schon eine Bezie-
hung mit einem Ungläubigen ist ein Verbrechen, 
das mit dem Tod bestraft wird. Deshalb gibt es 
in einigen Ländern Regionen, in denen der mus-
limische Imam und die Extremisten mehr Macht 
haben als ihr Bevölkerungsanteil vermuten lässt.
Heute stellen 1,5 Milliarden Muslime 22% der 
Weltbevölkerung. Aber ihre Geburtenrate über-
trifft die Geburtenraten der Christen, Hindus, 
Buddhisten, Juden und die aller anderen Glau-
bensrichtungen bei weitem. Ende dieses Jahr-
hunderts werden die Muslime mehr als 50% der 
Weltbevölkerung ausmachen.

Die meisten der heute 40-jährigen oder jüngeren 
Linken sind zu sehr «politisch korrekt» um 
irgendetwas dagegen zu tun – bis es zu spät ist!

Mit freundlicher Genehmigung des Autors 
http://www.frontline.org.za
E-Mail: mission@frontline.org.za 
Link zum Buch: http://amzn.to/29DG1EP
Deutsche Bearbeitung und Lektorierung Web-
team www.ekiw.com
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Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»

Verlag Merker im Effingerhof
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Aktuelle Ausgaben Nr.Anpassen!

Spezialpreis
45.– statt 75.–
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Skifahren lernen in 3 Tagen 
Das diesjährige Gästeversprechen der Schweizer 
Skilehrerinnen und Skilehrer hat es in sich: Ski-
fahren lernen in 3 Tagen – egal, ob für Beginner 
oder Wiedereinsteiger! Um dieses Versprechen 
feierlich zu besiegeln, versammelten sich am 
vergangenen Samstag Vertreter der Schweizer 
Skischulen auf der Rütliwiese zum gemein-
samen Schwur. Damit wird den Gästen der (Wie-
der)Einstieg in den Skisport einfach gemacht 
und ihnen die Faszination des Skifahrens näher 
gebracht.
Betreut durch die besten Schweizer Skilehrer 
versprechen wir unseren Gästen, nach nur 3 
Tagen eine einfache blaue Piste genussvoll ab-
solvieren zu können. Ausserdem werden den 
Gästen wichtige Informationen rund um Aus-
rüstung und Sicherheit auf der Skipiste mit-
gegeben. Nicht zuletzt dürfen unsere Gäste in 
Begleitung der Schweizer Skilehrer die schöns-
ten Pisten im Skigebiet erkunden und einen 
Einkehrschwung in schöne Berghütten machen, 

die zum gemütlichen Beisammensein einladen.
Das Angebot gilt in allen Schweizer Skischulen 
und kann während der gesamten Wintersaison 
direkt bei der gewünschten Schweizer Skischule 
gebucht werden. Wir freuen uns auf alle, die sich 
von unserem Versprechen überzeugen lassen 
und vertrauensvoll unterstützt von den Schwei-
zer Skilehrern die Piste erobern.
Die wichtigsten Informationen zum Angebot:
J  Für wen: Beginner und Wiedereinsteiger
J  Alter: 9 – 99-Jährige
J  Kursdauer: 3 Tage à 4 Stunden im Privatun-

terricht
J  Kursziel: Fahren in paralleler Skistellung auf 

einfacher blauer Piste
J  Buchbar: in allen Schweizer Skischulen auf 

Voranmeldung www.schweizer-skischule.ch
Sollten wir unser Gästeversprechen nicht ein-
halten können, dann bieten die Schweizer Ski-
schulen den Gästen einen kostenlosen Wieder-
holungskurs an.

V.l.n.r.: Michel Buchmann, Schweizer Skischule Grindelwald, Jan Brand, Schweizer Skischule 
Gstaad, Pascal Frei, Schweizer Skischule Adelboden Spenden in WIR

Sie können Spenden  
an DIE IDEE auch in  
WIR tätigen.
Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern senden. Konto 119 571-37
IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0
Herzlichen Dank für Ihre Unterstüt-
zung.

Gesucht

60 – 80% Anstellung im Gross-
raum Bern 
Zuverlässige Büroallrounderin – Schweize-
rin – gelernte Swisscom-Fernamtstelefonistin  
(Muttersprache deutsch/erlernte Sprachen 
fr/e/i).
PC-Kenntnisse inkl. alle Windowskenntnisse 
(Word/Powerpoint/Excel) vorhanden – mehr-
jährige Erfahrung im Bereich Haustechnik 
(Kälte/Klima/Glas) sowie Krankenkasse/Tex-
tilbranche. Suche ab 01.04.2017 neue Heraus-
forderung. 

Danke für Ihre Kontaktnahme unter: 
beahab@bluewin.ch
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Wachstumsbranche Staat: Von «kaputtsparen» kann 
keine Rede sein
Der Spardruck gegenüber der Verwaltung steigt. Das massiv angewachsene Personal von Staat sowie staatsnahen Betrieben 
muss im Vergleich zum privaten Sektor aber keinesfalls darben. Die Politik hat den Zentralisierungstendenzen sowie der  
exzessiven Legiferierung Einhalt zu gebieten, damit die Kernaufgaben durch die Verwaltung effizient und effektiv wahrgenom-
men werden können.

Presse- und Informationsdienst Centre  
Patronal, 21.12.2016 

Wachstumsboom beim Staat
Aktuell spricht die finanzielle Situation verschie-
dener Kantone und Gemeinden für sich: Die 
Notwendigkeit von Sparmassnahmen ist unaus-
weichlich! Vor diesem Hintergrund verlangt die 
Bevölkerung zu Recht vermehrt auch vom Staat 
Einsparungen. Gemäss einer aktuellen reprä-
sentativen Umfrage von Avenir Suisse forderten 
die Befragten in erster Linie Sparbestrebungen 
bei der öffentlichen Verwaltung: Sie würden 
in diesem Bereich 23% weniger ausgeben und 
stellten damit indirekt die Forderung nach mehr 
Effizienz und Effektivität. 

Bekräftigt wird das Begehren durch nachfol-
gende Zahlen: Die Anzahl an Vollzeitäquivalent-
stellen (VZA) in der öffentliche Verwaltung ist 
gemäss der Beschäftigungsstatistik des Bundes 
im Zeitraum von 1999 bis 2015 von 120’000 
auf 160’000 gestiegen. Im Bereich Bildung wur-
den seit 1999 sowohl bei staatlichen als auch 
privaten Bildungsinstitutionen mehr als 50’000 
zusätzliche VZA geschaffen. Gleiches gilt für 
das Gesundheits- und Sozialwesen, wo sich 
im staatlichen und privaten Bereich innerhalb 
eines Vierteljahrhunderts die Anzahl VZA von 
160’0000 auf 470’000 erhöht hat. Die Schaffung 
neuer Stellen in den vorgenannten Bereichen ist 
nicht einzig mit der wachsenden Nachfrage zu 
begründen. Selbst wenn die vorgenannten Zah-
len den privaten Bereich nicht unberücksichtigt 
lassen, ist den Erhebungen zu entnehmen, dass 
in staatlichen und staatsnahen Bereichen im 
Vergleich zum privaten Sektor überdurchschnitt-
liches Wachstum erfolgte.

Keine zusätzliche Belastung der 
Privatwirtschaft
Im Gegensatz zu den privilegierten Anstellungs-
bedingungen in staatlichen Institutionen und 
staatsnahen Betrieben haben sich privatrecht-
lich organisierte Unternehmen und Angestell-
te längst mit Umständen wie Personalmangel, 
unregelmässigeren und längeren Arbeitszeiten 
sowie kürzeren Ferien abgefunden. Dieses Per-
sonalwachstum im staatlichen und parastaatli-
chen Sektor muss in der Regel durch Steuern 
und Abgaben finanziert werden. Angesichts der 
teilweise wirtschaftlich angespannten Lage in 
der Privatwirtschaft kann jedoch zur Sicherung 
bestehender Arbeitsplätze und im Sinne des an-
zukurbelnden Wirtschaftswachstums die Privat-
wirtschaft nicht zusätzlich belastet werden.
Trotz und allenfalls aufgrund der komfortablen 
Entwicklungen der vergangenen Jahre, wehren 
sich Angestellte staatlicher oder staatsnaher Be-
triebe vermehrt öffentlich gegenüber zwingend 

angezeigter Kosteneinsparungen. So häuften 
sich in der Vergangenheit die Ereignisse, bei 
denen aufgebrachte Staatsangestellte durch Ak-
tionen verlauteten, der Staat dürfe nicht «kaputt-
gespart» werden. Ein prominentes Beispiel ist 
die Aktion zweier uniformierter Polizeibeamter, 
die mit dem Slogan «Polizeiposten schliessen» 
ihrem Unmut Luft machten. Die mediale Auf-
merksamkeit war gross, wobei fälschlicherweise 
der Anschein erweckt wurde, dass im Endeffekt 
die Bevölkerung im Bereich Sicherheit mit Ein-
bussen zu rechnen hat.

Forderung nach mehr Eigenverant-
wortung anstelle von Protestaktionen
Es trifft nicht zu, dass Sparmassnahmen zwin-
gendermassen und in jedem Falle mit einem 
Leistungsabbau zum Nachteil der Bevölkerung 
einhergehen müssen. Es ist daher vom Staat 
eine eigenverantwortliche Haltung der von der 
Bevölkerung geforderten, bestmöglichen Nut-
zung der in den vergangenen Jahren grosszügig 
geschaffenen Ressourcen zu verlangen. In der 
öffentlichen Verwaltung und in den staatsnahen 
Betrieben hat es genügend Luft, um notwendige 

Leserbrief

Sexualtypen: «60 Optionen werden in 
Zukunft nicht reichen»
Eingeladen von einem Kollegen besuchte ich 
Vorlesungen an der Uni Zürich, zwei Doppel-
stunden gender studies.
Es wurden unbewiesene Behauptungen ohne jede 
wissenschaftliche Grundlage diskutiert. Wissen-
schaftliche Studien benutzte man (sorry, natürlich 
«frau») um die eigenen Vorurteile und Ideologien 
zu «beweisen». Es hat sich mir nicht erschlossen, 
was diese Ideologinnen wollen und womit sie 
dermaleinst ihr Brot verdienen möchten.
Dass es Frauen gibt, die Erotik mit Männern, 
Frauen oder beiden wünschen; Männer, die Sex 
mit Frauen, mit Männern, mit Menschen beider-
lei Geschlechts vorziehen, das ergibt laut Adam 
Riese sechs «Geschlechter». Das kann ich nach-
vollziehen. Gender-«forschung» jedoch faselt 
von 60 Sexualtypen «Aber 60 Optionen werden 
in Zukunft gar nicht reichen», meint Wikipedia.
Künftig kann man sein Geschlecht bei Face-
book als «weiblich» oder «männlich» definie-

ren – oder unter dem Punkt «benutzerdefiniert» 
zwischen 58 weiteren Möglichkeiten wählen 
(Quelle: Facebook).
Ich empfehle meiner Alma mater, diese und ähn-
lich überflüssige Studienrichtungen an der Phi-
losophischen Fakultät I per sofort zu schliessen, 
ohne dass «die Wissenschaft» Schaden nähme. 
Die Steuerzahler bedanken sich im voraus. 
Eine Durchleuchtung obskurer Studienrich-
tungen auf ihre Wissenschaftlichkeit empfehle 
ich jeder Hochschule vorbehaltlos. 
Schade wäre einzig der Verlust der faszinie-
rendsten Augenweide: Eine derart grosse Schar 
junger, attraktiver, temperamentvoll diskutie-
render Frauen wird man nie mehr in einem 
Raum finden!

Dr.phil. Uni ZH Frederik Briner, Ehem. SP-
Grossrat, heute SVP-Ortsparteipräsident,  
5210 Windisch 

Einsparungen ohne Leistungsabbau vollziehen 
zu können. Mit «kaputtsparen» hat dies gar 
nichts zu tun. Wer dies behauptet, handelt wi-
der besseres Wissen. In den letzten Jahren war 
bei den Staatsaufgaben zudem eine Tendenz in 
Richtung Zentralisierung spürbar. Zudem grün-
det das überdurchschnittliche Wachstum beim 
Staat zumindest teilweise auch in der exzessiven 
Legiferierung, verbunden mit der Schaffung 
neuer Aufgaben, die der Staat häufig für sich ge-
wonnen hat. Ein Stichwort hierzu ist das um sich 
grassierende Fieber der Aufsichtsmanie. Fast 
geht dabei der eigentliche Demokratiegedanke, 
wonach dem Bund lediglich die durch die Bun-
desverfassung explizit übertragenen Aufgaben 
zukommen sollten, vergessen.

Es ist zu hoffen, dass sich in Zukunft alle Seiten 
für eine möglichst wirtschaftliche Aufgaben-
wahrnehmung einsetzen. Dazu sollte die Ei-
genverantwortung vermehrt den Kantonen und 
Gemeinden zugestanden werden. Dies stärkt den 
Demokratiegedanken sowie die Volksnähe eines 
mitbestimmten Umgangs mit den vorhandenen 
Ressourcen bei der gesamten Bevölkerung.
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Von  
Janosch Weyer-
mann, Vorstands-
mitglied JSVP 
Kanton Bern und 
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern

Bienen  
im Sinkflug

Ein Jahr ist es nun her, seit Eveline Widmer-
Schlumpf sich aus dem Bundesrat zurückgezo-
gen hat. Seither muss die BDP ohne ihr einstiges 
Aushängeschild auskommen. Mit ihrem Rück-
tritt versuchte sie noch Aufbruchsstimmung 
zu verbreiten und damit die Chance für einen 
Neuanfang. Eines ist jedoch klar, diese Chance 
hat die Partei nicht gepackt. Der Sinkflug der 
Partei geht deshalb auch im Jahr eins nach der 
Ära Widmer-Schlumpf munter weiter. Im Thur-
gauer Parlament verlor die BDP beispielsweise 
zwei von fünf Sitzen, im Aargau verlor sie die 
Fraktionsstärke. In den Kantonen St. Gallen 
und Fribourg flog sie sogar komplett aus dem 
Kantonsparlament. Egal wo sie angetreten ist, 
gehört die Partei zu den Verlierern. Doch neben 
der schlechten Verankerung in den Kantonen, 
kämpft die Partei vor allem mit einem per-
sonellen Problem. Die BDP Neuenburg hatte 
sich beispielsweise auf Grund des «fehlenden 
Engagements der Mitglieder» nach fünf Jahren 
wieder aufgelöst. In Langenthal wurden die zwei 
Parlamentssitze kampflos der Konkurrenz über-
lassen, mangels Kandidierender war die BDP 
nämlich gar nicht erst angetreten. In der Zen-
tralschweiz konnte die BDP gar nie richtig Fuss 
fassen und ist in keinem Parlament vertreten. Die 
auf der Homepage aufgeführte Kantonalpartei 
Schwyz existiert sogar nur virtuell. Nicht anders 
sieht es in der Westschweiz aus. Mit der Schlap-
pe im Kanton Fribourg, verlor die Partei ihre 
beiden einzigen Sitze in der Romandie. Grosse 
Hoffnungen wurden vor einem Jahr noch in 
die Waadtländerin Christine Bussat gesetzt. Die 
Initiantin der Pädophilen-Initiative kandidierte 
für den Nationalrat, wo sie trotz ihres bekannten 
Namens scheiterte. Wenig später verliess sie die 
Partei und trat der SVP bei. Der Sprung über den 
Röstigraben ist damit wohl definitiv gescheitert 
und das Ende der BDP rückt immer näher. Den-
noch beharren Partei-Exponenten immer noch 
auf ihrem Mutmachersatz «Wir sind gekommen 
um zu bleiben». Dabei scheinen sie jedoch bis 
heute nicht gemerkt zu haben, dass niemand auf 
sie gewartet hat.

Buchvorstellung

Strom ist nicht gleich Strom

Weiterhin Deutsche 
nach Syrien!
Das Attentat auf den Berliner Weihnachtsmarkt 
hat Salafisten in Deutschland nicht abgehalten, 
weiterhin in den «Heiligen Krieg» des «Isla-
mischen Staates» zu ziehen. Belief sich ihre Ge-
samtzahl vergangenen Herbst auf 850, so betrug 
sie jetzt Mitte Januar bereits 890.
Wie aus Sicherheitskreisen verlautet, dauert die-
ser Zustrom auch in anderen Ländern an. Man 
wird verstärkt mit Anschlägen in Europa rech-
nen müssen!

Dr. Léon S. Gaucher, Autor der Broschüre «Die 
Gotteskrieger»

Michael Limburg, Fred F. Mueller: Strom ist nicht 
gleich Strom, ISBN/EAN: 9783940431547. 237 
Seiten, Format 22,5 x 14,5 cm, Hardcover. TvR 
Medienverlag.

Die Energiewende – die Umstellung unserer 
Stromversorgung auf sogenannte «Erneuerbare 
Energien» – wird in eine Katastrophe führen, 
wirtschaftlich ebenso wie technisch. Obwohl 
das Konzept technisch nicht machbar ist, wur-
den hierfür bereits mehr als 500 Milliarden 
Euro ausgegeben. Dieses Geld wird unserer 
Volkswirtschaft bitter fehlen, wenn sie den von 
ihr angerichteten Scherbenhaufen zusammen-
kehren muss. Hier erklären zwei ausgewiesene 
Fachleute, warum.

«Das Buch ,Strom ist nicht gleich Strom‘ rafft 
sich noch einmal zu einer ungeheuren Kraft-

anstrengung auf. Es seziert handwerklich bril-
lant mit den Mitteln der logischen, naturwis-
senschaftlichen Argumentation einen fatalen 
geistigen Irrweg, auf den sich unsere einst so 
leistungsfähige Gesellschaft gemacht hat». Ar-
nold Vaatz MdB

Der Ingenieur Michael Limburg und der Wis-
senschaftsjournalist Fred F. Mueller erklären in 
einfacher, auch für Laien leicht verständlicher 
Weise, wie unser Stromversorgungssystem 
funktioniert. Sie zeigen, dass und warum die 
Energiewende von vornherein zum Scheitern 
verurteilt ist, weil sie technisch gar nicht zu 
Ende gebracht werden kann. Der Strombedarf 
unserer modernen Zivilisation ist gigantisch. In 
diesen Mengen kann man Strom nicht sinnvoll 
speichern, er muss stets sekundengenau in exakt 
der gerade benötigten Menge produziert und per 
Leitung bis zum Verbraucher geliefert werden. 
Anderenfalls bricht das Netz wie ein Kartenhaus 
zusammen, Bahnen, Fabriken und Heizungen 
fallen aus und in den Kliniken bleiben lebenser-
haltende Geräte stehen.

Speicher wie zum Beispiel Batterien funktio-
nieren nur im Mini-Massstab, für die riesigen 
Strommengen, die für uns alle ständig verfügbar 
sein müssen, reichen sie nicht. Für Batterie-
speicher in der erforderlichen Grösse gibt es 
weder genug Geld noch genügend Rohstoffe. 
Auch andere Speichersysteme wie Power-to-
Gas («Windgas») oder Pressluftspeicher lassen 
sich weder technisch noch wirtschaftlich sinn-
voll realisieren. Der Versuch, unsere Stromer-
zeugung flächendeckend von zuverlässig funk-
tionierenden Kraftwerken auf unzuverlässige 
Wind- und Solartechnologie umzustellen, ist 
daher von vornherein unsinnig.
Mit einem Geleitwort von Dr. Arnold Vaatz, 
MdB.

Buchbestellung siehe Seite 9

Was ist Ihre Meinung? 
Bitte schreiben Sie an  
DIE IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern 
idee@jsvp.ch

Bild: zvg
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Armeekalender
Calendrier de l’armée
Calendario dell’esercito
Armed forces calendar

 2017

Armeekalender 
2017
Das willkommene Geschenk für Freunde,  
Bekannte oder für sich selbst.

Bestellen unter 079 302 10 09 Oberst Thomas Fuchs
oder via Talon Seite 9

Verkaufspreis 

Fr. 20.–

plus Porto

Von  
Christoph Blocher, 
alt Bundesrat
8704 Herrliberg (ZH)

Zum Andenken an Jakob «Köbi» Grimm (1932–2016)

Unternehmer, Mäzen, Parteifreund
Mit Köbi Grimm aus Holzhusen, Oetwil am See, ist ein besonderer Mensch zu Grabe getragen worden. 
Seine Familie, allem voran seine liebe Frau Hedi, trauert um einen liebevollen Familienvater. Daneben 
war Köbi ein erfolgreicher Unternehmer und hatte obendrein noch eine andere Seite – eine politische 
und gesellschaftliche. Er wusste, dass wir alle eingebettet sind in eine Gemeinschaft, in eine Gemeinde, 
in den Kanton, ins eigene Land. Das war bei Köbi Grimm gut zu spüren.

Immer wenn ich mit der Persönlichkeit von 
Köbi Grimm zu tun hatte, kam mir unweigerlich 
Gottfried Kellers Novelle «Das Fähnlein der 
Sieben Aufrechten» in den Sinn. Der grosse 
Dichter, Eidgenosse und Zürcher, Staatsschrei-
ber und Volkskenner Gottfried Keller würdigte 
Köbi Grimm, obwohl er über hundert Jahre vor 
Köbi Grimm gelebt hat.

So beschreibt Keller eine bewährte Freundes-
runde von Männern aus der zürcherischen Land-
schaft im vorgerückten Alter, allesamt fleissige 
Gewerbetreibende mit patriotisch-freiheitlicher 
Gesinnung.

Schon steht Köbi Grimm vor uns: Ein Patriot im 
besten Sinne des Wortes. Ein fleissiger Gewer-
betreibender durch und durch. Gottfried Keller 
erzählt: «Die sieben Männer waren nichts weni-
ger als unbeträchtlich; in allen Volksversamm-
lungen, Vereinigungen und dergleichen halfen 
sie einen festen Kern bilden, waren unermüdlich 
bei der Spritze und Tag und Nacht bereit, für 
die Partei Gänge und Geschäfte zu tun, wel-
che man keinen bezahlten Leuten, sondern nur 
ganz Zuverlässigen anvertrauen konnte». Der 
Schriftsteller muss Köbi Grimm gemeint haben. 
Er wusste, dass solche Leute unser freiheitliches 
Land prägen: Solide, bodenständige, fleissige, 
vaterlandsliebende Persönlichkeiten, denen Auf-

gaben anvertraut werden, die man nur ganz 
zuverlässigen anvertrauen kann. Immer war 
er bereit, für seine Partei, die Schweizerische 
Volkspartei, etwas Besonderes zu tun, denn sie 
lag ihm sehr am Herzen.

Gottfried Keller fährt weiter in seiner Würdi-
gung: «Oft wurden sie (gemeint sind die Auf-
rechten) von den Parteihäuptern beraten und 
ins Vertrauen gezogen, und wenn es ein Opfer 
galt, da waren die sieben Männer mit ihrem 
Scherflein zuerst bei der Hand». Jakob Grimm 
war wirklich «mit seinem Scherflein» zuerst da! 
Seine Redensart war nicht, «me sött» und «die 
andere sötted», sondern er machte es selber: Er 
handelte, half, förderte, spendete. Und was er 
tat, das war von bleibender Substanz. Diese aber 
wird den Gönner überleben.

Über solche Menschen hielt Gottfried Keller 
fest: «Für all dies begehrten die Aufrichtigen 
keinen andern Lohn als den Sieg ihrer Sache und 
ihr gutes Bewusstsein; nie drängte sich einer von 
ihnen vor oder strebte nach einem Vorteil oder 
nach einem Amte, und ihre grösste Ehre setzten 
sie darein, gelegentlich einem oder dem anderen 
«berühmten Eidgenossen» schnell die Hand zu 
drücken; aber es musste schon ein rechter sein 
und «sauber übers Nierenstück», wie sie zu 
sagen pflegten».
Ja, da ist er wieder – Köbi Grimm. Oft hat er die 
Initiative selber ergriffen. Gerne erinnern wir 
uns an seine grossartigen Veranstaltungen vor 
den Regierungsratswahlen oder eidgenössischen 
Wahlen in seiner Werkhalle in Holzhusen.

Neben der politischen Botschaft durfte auch das 
Gesellige nicht fehlen – Essen, Tranksame, Mu-
sik, Unterhaltung, ja sogar Reitertruppen liess 
Köbi auftreten. Alles im Alleingang. Nichts war 
ihm zu viel. Er konnte Hunderte aufs Grosszü-

gigste bewirten. Aber 
wenn er beim Jassen 
einen Franken bezah-
len musste – so schildern mir seine Jassfreunde 
– wurde er sichtlich nervös… So war Köbi 
Grimm.

Einer der Aufrechten. Genau solche Leute 
braucht das Land! Er war politisch kein unkri-
tischer Mensch. Staatliche Bürokratie war ihm 
zuwider. Oft bekamen Regierungsräte ihr Fett 
ab. Einmal hat er einen ausgemusterten Cen-
turion-Panzer gekauft und mir gesagt: «Wänn 
die z’Züri blööd tüend, chan ich s’Rohr det abe 
richte».
Aber – auch das war Köbi Grimm – dies hin-
derte ihn nicht daran, vor Weihnachten jeweils 
jedem einzelnen Regierungsrat ein Glas Honig 
zu überreichen.

Wir möchten Köbi Grimm heute öffentlich herz-
lich danken für all das, was er für das Land, den 
Kanton Zürich und seine Gemeinde geleistet 
hat. Natürlich bildete eine erfolgreiche unter-
nehmerische Laufbahn Voraussetzung für solche 
Freigiebigkeit.

Auch die Geschichte seiner Firmen gründet auf 
Mut, Weitsicht und Risikobereitschaft – und 
nicht zuletzt seinem unvergesslichen Bauch-
gefühl. Trotz allen äusserlichen Erfolgen ist 
Köbi Grimm sich selber treu geblieben. Sein 
Leben war ein eindrucksvolles Lob des Herkom-
mens und zeugte von einer tiefen Verbundenheit 
mit den Vorfahren, deren Leistung bei beschei-
denster Lebensführung ihm Verpflichtung war. 
Köbi Grimm stand nie am Ende einer Aufgabe 
– sondern stets am Anfang einer neuen. Darum 
bleibt bei allem Schmerz des Abschiednehmens 
die schöne und dankbare Erinnerung. Was gibt 
es Besseres?
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Anlässe für die Ausgabe 2/2017 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen

www.jsvpbern.ch 
11.2.2017 Parteifest Kaserne Bern mit 
NR Andreas Glarner, 10.00 Uhr
4.4.2017 Hauptversammlung, Hotel 
Kreuz, Bern, 19.30 Uhr
7.7.2017 Grillfest, Bienzgut Bümpliz, 
ab 19 Uhr

www.jsvp-sg.ch www.jsvp-zh.ch 
Vortrag Divisionär aD Peter Regli
Mittwoch, 24. Mai 2017, WIDDER Hotel, 
Augustinergasse 24, 8001 Zürich 
18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

www.jsvp.ch
6.5.2017 AUNS GV in Bern

www.judc-fr.ch

www.jsvp-aargau.ch

www.jsvp-ar.ch

www.jsvp-bl.ch
29.4.2017 DV in Basel Land
30.6.2014 Tax Freedom Day
8.7.2014 DV
21.10.2014 DV

www.jsvp-bs.ch
Vortrag Divisionär aD Peter Regli
Donnerstag, 9. März 2017, Hotel Euler, 
Centralbahnhofplatz 14, 4002 Basel 
18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

www.jsvp-gl.ch

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch
2.3.2017 Politik am Dritten: Nachtski-
fahren im Sörenberg. TP: 19:00 Talsta-
tion Ochsenweid
3.3.2017 GV JSVP Luzern, Wirtschaft 
zum Schützenhaus Luzern (anschl. 
öffentlicher Vortrag mit NR. Andreas 
Glarner zum Thema Sicherheit)
3.4.2017 Politik am Dritten (Weitere 
Details siehe unsere Webseite)

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.udc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp-nw.ch

www.jsvp-ow.ch

www.jsvp-sz.ch

www.jsvp-gr.ch
11.2.2017, abends, Generalversamm-
lung
8.4.2017, abends, Mitgliederversamm-
lung (Parolenfassung)
13.5.2017, abends, Klausurtagung

www.jsvp.ch

www.jsvp-uri.ch
www.judc-ge.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Vortrag von

Div aD Peter Regli

zum aktuellen Thema

«Unsere nationale Sicherheit: 
ist sie im neuen Jahr noch  
gewährleistet?»

Basel: Donnerstag, 9. März 2017,  
Hotel Euler, Centralbahnhofplatz 14, 4002 Basel
Zürich: Mittwoch, 24. Mai 2017, WIDDER Hotel, Augustiner-
gasse 24, 8001 Zürich
Bern: Donnerstag, 5. Oktober 2017,  
Kaserne Bern, Auditorium, Papiermühlestrasse 13 (Naviga-
tionsystem: Kasernenstrasse 27)
jeweils 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

PRO LIBERTATE Schweizerische Vereinigung für
Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Öffentlicher Vortrag mit Sessionsrückblick von

ERICH HESS
Nationalrat und Unternehmer, Bern
zum Thema:

Massnahmen für eine starke und 
unabhängige Schweiz!
Bundesbern aus Sicht eines neugewählten Nationalrates

Samstag, 11. März 2017, um 11.00 Uhr
im Anschluss zur Hauptversammlung

Danach Apéro, offeriert vom Parteiunabhängigen Komitee 
PIKOM und Mittagessen für Angemeldete

Landgasthof Schönbühl
Alte Bernstrasse 11, 3322 Urtenen-Schönbühl

Wann:

 

Wo:

ANMELDUNG

zur Hauptversammlung 2017

Aus organisatorischen Gründen bitten wir 
Sie um Ihre Anmeldung. Herzlichen Dank!

Name, Vorname

Adresse

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

Hauptversammlung, 10.15 Uhr

Referat, 11.00 Uhr, im Anschluss Apéro

Mittagessen, ca. 12.45 Uhr    
(pauschal für nur Fr. 40.– inkl. Getränke; Menü siehe Rückseite)

Anzahl Personen: ________

Talon bitte senden an: PRO LIBERTATE, Postfach 587, 3052 Zollikofen / Fax 031 332 57 85 / info@prolibertate.ch

Hauptversammlung (statutarischer Teil), Beginn 10.15 Uhr

1.  Wahl der Stimmenzähler
2.  Genehmigung des Protokolls der Hauptversammlung vom 12. März 2016
3.  Genehmigung des Jahresberichtes 2016
4.  Genehmigung der Jahresrechnung 2016 (Revisorenbericht, Entlastung des Vorstandes)
5.  Tätigkeitsprogramm 2017
6.  Festsetzung der Jahresbeiträge 2017 und Budget 2017
7.  Verschiedenes

PRO LIBERTATE Schweizerische Vereinigung für
Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Öffentlicher Vortrag mit Sessionsrückblick von

ERICH HESS
Nationalrat und Unternehmer, Bern
zum Thema:

Massnahmen für eine starke und 
unabhängige Schweiz!
Bundesbern aus Sicht eines neugewählten Nationalrates

Samstag, 11. März 2017, um 11.00 Uhr
im Anschluss zur Hauptversammlung

Danach Apéro, offeriert vom Parteiunabhängigen Komitee 
PIKOM und Mittagessen für Angemeldete

Landgasthof Schönbühl
Alte Bernstrasse 11, 3322 Urtenen-Schönbühl

Wann:

 

Wo:

ANMELDUNG

zur Hauptversammlung 2017

Aus organisatorischen Gründen bitten wir 
Sie um Ihre Anmeldung. Herzlichen Dank!

Name, Vorname

Adresse

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

Hauptversammlung, 10.15 Uhr

Referat, 11.00 Uhr, im Anschluss Apéro

Mittagessen, ca. 12.45 Uhr    
(pauschal für nur Fr. 40.– inkl. Getränke; Menü siehe Rückseite)

Anzahl Personen: ________

Talon bitte senden an: PRO LIBERTATE, Postfach 587, 3052 Zollikofen / Fax 031 332 57 85 / info@prolibertate.ch

Hauptversammlung (statutarischer Teil), Beginn 10.15 Uhr

1.  Wahl der Stimmenzähler
2.  Genehmigung des Protokolls der Hauptversammlung vom 12. März 2016
3.  Genehmigung des Jahresberichtes 2016
4.  Genehmigung der Jahresrechnung 2016 (Revisorenbericht, Entlastung des Vorstandes)
5.  Tätigkeitsprogramm 2017
6.  Festsetzung der Jahresbeiträge 2017 und Budget 2017
7.  Verschiedenes

Beginn der Hauptversammlung 10.15 Uhr

Ab 11.00 Uhr öffentlicher Vortrag von Erich J. Hess
Nationalrat und Unternehmer, Bern, zum Thema

Massnahmen für eine starke  
und unabhängige Schweiz
Im Landgasthof Schönbühl,  
Alte Bernstrasse 11, 3322 Urtenen-Schönbühl

Parteiunabhängiges Informationskomitee

Unterstützen Sie das PIKOM: Werden Sie Mitglied!    www.pikom.ch

Einladung zu Vortrag und apéro
SamStag, 11. märz 2017

Einladung zur Generalversammlung des PIKOM und zum  
Referat von Jürg Noth, Vizedirektor der Eidg.  
Zollverwaltung und Kommandant des Grenzwachtkorps
Das Grenzwachtkorps – täglich im Einsatz für die Sicherheit der Schweiz
Samstag, 8. April 2017, 13.30 Uhr
Hotel Aarauerhof, Bahnhofplatz 2, 5000 Aarau (beim SBB-Bahnhof)
Im Anschluss an die GV und an das Referat offeriert das PIKOM ein Apéro riche.
Sympathisanten sind ebenfalls herzlich willkommen.
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Wie Sie persönlich den islamistischen Terrorismus 
bekämpfen können!

Von Adrian Spahr und Nils Fiechter,  
Vorstandsmitglieder Junge SVP Kanton Bern 

Wir leben heute in Zeiten des internationa-
len Terrorismus. Der Islamische Staat (IS) hat 
unserer freiheitlichen Gesellschaft den Krieg 
erklärt. Es ist höchste Zeit, gezielte Massnah-
men gegen die schleichende Islamisierung der 
Schweiz zu ergreifen. Diese fünf Punkte, welche 
Sie persönlich vollziehen können, machen dem 
radikalen Islamismus in der Schweiz das Leben 
schwer.

1. Zu unseren christlichen Werten 
stehen
Die Schweiz basiert auf dem Christentum. Die 
Präambel der Bundesverfassung beginnt mit den 
Worten: «Im Namen Gottes des Allmächtigen», 
auf unserer Landesflagge ist ein grosses Kreuz 
ersichtlich. Diese Werte sind als Leitlinie un-
serer Gesellschaft zu verstehen, welche heutzu-
tage allerdings durch die Abänderung gewisser 
Bezeichnungen zu ignorieren versucht wird. 
Besuchen Sie einen «Weihnachtsmarkt», statt 
einen «Wintermarkt». Dekorieren Sie Ihr Haus 
mit einer «Adventsbeleuchtung», nicht mit einer 
«Winterbeleuchtung». Feiern Sie «Weihnach-
ten» anstelle einer «Jahresendfeier».

2. Verdachtsfälle konsequent  
anzeigen
Nach vielen terroristischen Anschlägen kam 
aus, dass das Umfeld des Terroristen vor der 
Tat eine Tendenz zur religiösen Radikalisierung 
festgestellt hatte. Oftmals fehlten den Strafver-
folgungsbehörden eindeutige Indizien für ein 
repressives Vorgehen (Überwachung, vorläufige 
Festnahme, Hausdurchsuchung etc.). Aus die-
sem Grund ist es wichtig, dass Sie Verdachtsfälle 
nicht ignorieren, sondern konsequent der Polizei 
oder der Gemeinde melden. Damit greifen Sie 
den Strafverfolgungsbehörden aktiv unter die 
Arme. Der Grundsatz lautet klar; im Zweifels-
fall lieber eine Meldung zu viel, als zu wenig 
absetzen.

3. Keine falsche Toleranz
Durch die in den letzten Jahren massiv an-
gestiegenen Migrationsströme und die falsche 
Willkommenspolitik Europas ist es für Terror-
organisationen keine grosse Herausforderung 
mehr, ihre Leute gezielt einzuschleusen. Es ist 
die oberste Aufgabe eines Rechtsstaats, die Si-
cherheit von Land und Leuten bestmöglich zu 
gewährleisten. Dies ist mit offenen Grenzen und 
ohne systematische Grenzkontrollen schlicht-
weg nicht möglich. Unsere Gesellschaft muss 
wegkommen von einer unter dem Deckmantel 
von falscher Toleranz zelebrierten Grenzöff-
nung.

Der islamistische Fanatismus wird durch von 
uns tolerierte Sonderwünsche (Nichtteilnahme 
am Schwimmunterricht, Handschlagsverwei-
gerung, keine Zusammenarbeit mit weiblichen 
Behördenmitgliedern, muslimische Privatschu-
len) begünstigt. Die erwähnten Beispiele sind 
allesamt Ausdruck des radikalen Islamismus, 

gegenüber dem wir künftig eine Nulltoleranz-
haltung einnehmen müssen.

4. Mit Stolz an den Traditionen der 
Schweiz festhalten
Einige Traditionen wurden historisch gese-
hen erschaffen, um das Land durch schwierige 
Zeiten bestmöglich hindurchzuführen und die 
Bevölkerung zu einen. Auch künftig steht uns 
eine herausfordernde Zeit (Asylchaos, Über-
fremdung, Terrorismus) bevor. Es ist deshalb 
existenziell wichtig, dass wir uns klar zu unseren 
Traditionen bekennen und diese auch ausleben. 
Der englische Staatsmann und Autor Thomas 
Morus prägte die Definition des Worts «Tradi-
tion» folgendermassen: «Tradition ist nicht das 
Halten der Asche, sondern das Weitergeben der 
Flamme».

Eine Gesellschaft, welche nicht zu ihrer Iden-
tität steht, ist in Zukunft dem Untergang ge-
weiht. Deshalb; schmücken Sie Ihr Haus mit 
Schweizerflaggen, besuchen Sie möglichst viele 
Volksanlässe (Schwingfeste, Jodlerfeste, «Buu-
rezmorge», Alpabzüge, Defilees etc.) und feiern 
Sie wichtige Daten unserer Geschichte (z.B. 
Nationalfeiertag).

5. Junge SVP wählen
Unser direktdemokratisches Wahlsystem gibt 
Ihnen die Möglichkeit, Ihre Werte und Ansichten 
in die Politik einfliessen zu lassen. Wem der 
Erhalt und die Stärkung unserer Grundwerte 
und Traditionen wichtig sind, wählt die Junge 
SVP. Seit Jahren engagiert sie sich für mehr 
Sicherheit, Freiheit, eine harte aber faire Mi-
grationspolitik und für eine Schweiz wie wir sie 
bisher kannten.
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JA! Politik interessiert mich!
Ich möchte der Jungen SVP beitreten als l Aktivmitglied l Passivmitglied l Gönner
l Senden Sie mir die Zeitung DIE IDEE ein Jahr lang für nur Fr. 35.– nach Hause.
l Senden Sie DIE IDEE als Geschenk an:

l Wettbewerb: Lösung von Seite 3 

Name:  Vorname:

Adresse:

PLZ: Ort: Geb.-Dat.:

Telefon: E-Mail:

Datum:  Unterschrift:
Talon einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern oder per Fax 031 398 42 02A
B
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Kaktus an:Rose an:

Ursula WyssGerhard Blocher

Wahrscheinlich liebte es Gerhard 
Blocher, wenn seine Provoka-
tionen beachtet wurden, die ihn für 
die linken Medien zur dankbaren 
Person machten. Heute – nach 
seinem Tod – leben viele seiner 
überhöhten, manchmal grotesken 
Aussagen wieder auf und werden 
überall online publiziert. Aber es 
gibt auch die andere, echtere Wahr-
nehmung von Gerhard Blocher als 
Pfarrer und Gemeindepräsident 
von Hallau. Als Mensch, besorgter 
Ehemann und Familienvater der 
von einem grossen Teil der Bevöl-
kerung sehr geschätzt wurde und 
es schaffte, die Kirchenbänke zu 
füllen. Als Seelsorger war er glaub-
würdig und hilfsbereit, vor allem 
gegenüber Behinderten. Er hatte 
stets Zeit für Menschen, die in Not 
waren und reiste deswegen in der 
ganzen Schweiz herum, ohne dies 
an die grosse Glocke zu hängen. Er 
war Pfarrer aus Leidenschaft, ohne 
aber je moralisierend zu wirken. 
Dies war seine wahre Stärke und 
daher hatte er viele Bewunderer. 
Im Fernsehen war dies leider nie 
ein Thema. Wir alle wissen warum!

Wer andern eine Grube gräbt fällt 
selbst hinein. Einmal mehr hat sich 
dieser Spruch bewahrheitet. In ei-
ner Kampfwahl zum Stadtpräsidi-
um hat die SP-Vorzeigefrau Ursula 
Wyss den Kürzeren gezogen und 
zwar in sämtlichen Wahlkreisen der 
Bundesstadt und im ehemaligen 
Arbeiterquartier Bümpliz-Bethle-
hem sogar im Verhältnis von 2 zu 1. 
Lachender Sieger und Nachfolger 
von Sozi Alexander Tschäppät ist 
damit der Grüne Alec von Graf-
fenried der nun seinen Arbeitsplatz 
im Berner Erlacherhof einnehmen 
wird. Nach 24 Jahren hat die SP das 
Stadtpräsidium erstmals nicht mehr 
inne. Die ehemalige SP-Fraktions-
chefin und Nationalrätin Ursula 
Wyss hat damals als Drahtzieherin 
der Blocher-Abwahl alle Fäden ge-
zogen – und durfte nun selber mit-
erleben und erfahren wie sich eine 
Wahlschlappe anfühlt. Es war wohl 
historisch, dass ausnahmslos alle 
SVP-Stimmen an einen Grünen 
gingen und sei es nur gewesen um 
die Velofanatikerin Ursula Wyss zu 
verhindern. Gut so!

Bild: zvgBild: zvg

Das gibt es nur  
in der Schweiz:  
Gesehen am  
Strassenrand  
bei Gettnau

Die Alpenmusikanten (Kühe)
Auf der Welle der Gleichstellung haben wir Kühe auch beschlossen, uns 
für das nächste Jodler-Festival vorzubereiten.


